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Bekanntmachung

Planfeststellung nach dem Personenbeförderungsgesetz 
(PBefG)

Die Landeshauptstadt München hat bei der Regierung 
von Oberbayern die Genehmigung der Verlängerung der 
U5 West vom Laimer Platz bis Pasing – Abschnitt PA 77 – 
Laimer Platz bis U-Bahnhof Willibaldstraße beantragt

Die Planunterlagen liegen zur allgemeinen Einsicht aus bei

Landeshauptstadt München, Baureferat,
Friedenstr. 40, 81671 München,
Raum 5.105 (5. OG)

in der Zeit vom 09.04.2018 bis 08.05.2018
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Montag bis Mittwoch von 9.00 Uhr bis 16.00 Uhr, Donners- 
tag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag von 9.00 Uhr bis  
13.00 Uhr.

Die Planfeststellungsunterlagen können auch auf der Internet-
seite der Landeshauptstadt München unter folgendem Link 
abgerufen werden: www.muenchen.de/auslegung 
Rechtlich maßgebend sind gem. § 27a Abs. 1 Satz 4 BayVwVfg 
allerdings alleine die in Papierform ausliegenden Unterlagen.

1.  Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt wer-
den, kann bis spätestens zwei Wochen nach Beendigung 
der Auslegung, also bis zum Ablauf des 22.05.2018, bei 
der 

Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 23.2, Maximilien-
str. 39, 80538 München 

oder bei der 

Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung – HA I Stadtentwicklungsplanung, Blumen-
str. 31, 80331 München, Zi. 228 oder Zi. 230, 

Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift erheben.

Anerkannte Natur- und Umweltschutzverbände im Sinne 
des Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG können innerhalb der-
selben Frist bei den beiden vorgenannten Behörden 
schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen zu dem 
Plan abgeben. Einwendungen, die nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist erhoben werden, sind ausgeschlossen. Die Ein-
wendung muss den geltend gemacht Belang und das Maß 
seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Eine Einwen-
dungserhebung in elektronischer Form, z. B. durch E-Mail, 
ist unzulässig.

In Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unter-
schriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter 
gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Einwendungen), ist ein Unterzeichner mit Namen, Beruf 
und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner für 
das Verfahren zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen  
als Bevollmächtigter bestellt ist. Diese Angaben müssen 
deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehe-
nen Seite enthalten sein. Nicht formgerecht vorgebrachte 
Einwendungen können bei der Erörterung und Entschei-
dung unberücksichtigt bleiben.

2.  Werden gegen den Plan Einwendungen erhoben, so werden 
diese im Allgemeinen in einem Termin erörtert, der noch 
ortsüblich bekannt gemacht wird. Diejenigen, die  Einwen-
dungen erhoben haben bzw. bei gleichförmigen Einwendun-
gen im Sinn von Nr. 1 deren Vertreter oder Bevollmächtig-
ter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. 
Sind mehr als 50 solcher Benachrichtigungen vorzuneh-
men, so können sie durch öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden. Nimmt ein Beteiligter am Erörterungstermin 
nicht teil, so kann auch ohne ihn verhandelt werden.

3.  Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, 
die Erhebung von Einwendungen, die Teilnahme am Erörte-
rungstermin oder für einen Bevollmächtigten entstehen, 
können nicht erstattet werden.

4.  Die Zustellung des Planfeststellungsbeschlusses kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn 
mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

München, 15. März 2018  Referat für Stadtplanung
       und Bauordnung

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit – 
hier: Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1
         des Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 22 Aubing-Lochhausen-Langwied

Für das Planungsgebiet

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2083a
Hörweg (südlich), 
Bodenseestraße (nördlich),
BAB 99 (östlich)
– Landschaftspark Freiham, 1. Realisierungsabschnitt –

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom 
06.04.2018 mit 08.05.2018 durchgeführt.

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am 
25.09.2013 beschlossen, für den Bereich des Landschafts-
parks nördlich der Bodenseestraße, östlich der BAB 99, bis 
zur S-Bahntrasse München – Geltendorf einen Bebauungs-
plan mit Grünordnung Nr. 2083 aufzustellen.

Am westlichen Rand des neuen Wohngebiets Freiham soll der 
Landschaftspark auf einer Gesamtfläche von etwa 58 Hektar 
für die angrenzenden Stadtquartiere und -bezirke die Freiflä-
chenversorgung übernehmen und der Naherholung und Frei-
zeitgestaltung dienen. 
Der Landschaftspark soll ein vielfältig nutzbarer Freiraum wer-
den, der ein besonderes Naturerlebnis in der Stadt ermöglicht 
und so wesentlich zur Identität des neuen Stadtquartiers Frei-
ham beiträgt.
Am 01.03.2016 beauftragte der Bauausschuss das Baureferat, 
einen landschafts- und freiraumplanerischen Wetttbewerb in 
zwei Stufen für den Landschaftspark Freiham auszuloben. 
Gegenstand der ersten Wettbewerbsstufe, die im Oktober 
2016 entschieden wurde, war der Entwurf eines Gesamtkon-
zeptes für den Landschaftspark Freiham.
Gegenstand der zweiten Stufe war der Realisierungswettbe-
werb für den zirka 29 Hektar umfassenden ersten Bauabschnitt 
im Süden des Landschaftsparks. Dieser wurde im Sommer 
2017 entschieden. Gewinner des Wettbewerbs ist das Land-
schaftsarchitekturbüro Lützow 7 C. Müller J. Wehberg aus 
Berlin. Der aktuelle Planungsumgriff des ersten Realisierungs-
abschnitts des Landschaftsparks schließt im Süden entlang 
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der BAB 99 an die Bodenseestraße an und endet im Norden 
am bisherigen Hörweg.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allge-
meinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich unter-
scheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Auswir kun-
gen der Planung unterrichten kann, werden vom 06.04.2018 
mit 08.05.2018 an folgenden städtischen Dienststellen zur 
Einsicht bereitgehalten:

1.  beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blu-
menstraße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Aus-
legungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des 
Gebäudes, auf Blumenstraße 28a –), von Montag mit Frei-
tag von 6.30 bis 18 Uhr,

2.   bei der Bezirksinspektion West, Landsberger Straße 486 
(Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, Dienstag 
von 8.30 bis 12 Uhr und 14 Uhr bis 16 Uhr, Donnerstag von 
8.30 bis 15 Uhr),

3.   bei der Stadtbibliothek Pasing, Bäckerstraße 9  
(Dienstag bis Freitag von 10 bis 19 Uhr und Samstag von 
10 bis 15 Uhr).

Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren sind auch im  
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu 
finden.

Äußerungen können während dieser Frist bei oben genannten 
städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese werden 
überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplanverfah-
ren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird durch den 
Stadtrat getroffen.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan erhal-
ten Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 55 29, Blumenstraße 
28b (Hochhaus), Zimmer Nr. 417 während der Dienstzeit Mon-
tag mit Freitag von 9.30 bis 12.30 Uhr. Termine außerhalb die-
ses Zeitraumes können telefonisch vereinbart werden.

Eine Erörterung in größerem Rahmen über die allgemeinen 
Ziele und Zwecke der Planung kann bis spätestens 
08.05.2018 beantragt werden.

Wenn mehrere Anträge auf öffentliche Erörterung eingehen, 
erfolgt die Bekanntgabe des Erörterungstermines im Amts-
blatt der Landeshauptstadt München.

München, den 29. März 2018 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung

Natura 2000-Gebiet 7734-301  
„Gräben und Niedermoorreste im Dachauer Moos“
Runder Tisch zur Erarbeitung des Managementplans  
am 10. April 2018 um 9:30 Uhr im Landratsamt Dachau, 
Bürgermeister-Zauner-Ring 11, 85221 Dachau

NATURA 2000 ist ein europaweites Biotopverbundnetz aus 
gefährdeten Arten und Lebensräumen (FFH) und Vogelschutz-
gebieten (SPA), für das der Freistaat Bayern besondere Ver-
antwortung und Verpflichtung übernommen hat. Hauptziel von 
NATURA 2000 ist der Erhalt unseres heimischen Naturerbes. 
Viele Landwirte, Fischer und Waldbesitzer haben oft über Ge-
nerationen hinweg diese Lebensräume erst durch ihre nach-

haltige und verantwortungsbewusste Bewirtschaftung ge-
schaffen und erhalten.

Die Regierung von Oberbayern als federführende Behörde, 
die untere Naturschutzbehörden der Landkreise Dachau und 
München und der Landeshauptstadt München sowie die  
Ämter für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ebersberg 
und Fürstenfeldbruck haben im April 2016 in einer Auftaktver-
anstaltung betroffene Grundeigentümer, Gemeinden, Träger  
öffentlicher Belange und Verbände über den Beginn der Er-
arbeitung des Managementplanes informiert. 

Im Managementplan werden Maßnahmen formuliert, die den 
günstigen Erhaltungszustand der Lebensraumtypen und Arten 
gewährleisten. Für private Grundeigentümer begründet der 
Managementplan keine Verpflichtungen. Es gilt allein das sog. 
Verschlechterungsverbot auf den kartierten Biotopflächen, d.h. 
der gegenwärtige Zustand der Lebensraumtypen und Arten 
im Gebiet ist zu erhalten und darf sich nicht verschlechtern. 
Die bisherige ordnungsgemäße landwirtschaftliche, forstwirt-
schaftliche oder fischereiliche Nutzung bleiben also weiterhin 
möglich. Alle anderen sonstigen Lebensräume (z.B. Acker-
land, reine Fichtenforstkulturen) bleiben von der Planung un-
berührt.

Die Regierung von Oberbayern möchte nun betroffene Grund-
eigentümer, Nutzungs berechtigte, Gemeinden, Träger öffentli-
cher Belange und Verbände am Runden Tisch über die ersten 
Ergebnisse des Entwurfs des Managementplans für das FFH-
Gebiet informieren. 

Der Runde Tisch, bei dem die näheren Einzelheiten zum Ent-
wurf des Managementplanes vorgestellt und diskutieren wer-
den findet am 10. April 2018 um 09:30 Uhr im Landratsamt 
Dachau, Großer Sitzungssaal im 1. Stock, Bürgermeister-
Zauner-Ring 11, 85221 Dachau statt.

Die Unterlagen zum Entwurf des Managementplanes liegen 
ab dem 23. März 2018 bis zum Runden Tisch in der Landes-
hauptstadt München, Referat für Stadtplanung und Bauord-
nung, untere Naturschutzbehörde, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 279, sowie am Landratsamt Dachau, am Landratsamt 
München und beim Amt für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (AELF) Ebersberg zur Einsichtnahme aus. 

Alle am Managementplan Interessierten sind eingeladen sich 
zu beteiligen, ihre Ortskenntnisse einzubringen und eventuell 
vorhandene Probleme anzusprechen. Das Programm zum 
Runden Tisch steht im Internet der Landeshauptstadt München 
(www.muenchen.de/naturschutz) unter der Rubrik „Aktuelle 
Informationen“ zum Download zur Verfügung.

Ihre Ansprechpartner:
Regierung von Oberbayern, höhere Naturschutzbehörde, 
Maximilianstr. 39, 80358 München
Herr Thomas Eberherr, Tel.: 089 / 2176-3217,  
E-Mail: Thomas.Eberherr@reg-ob.bayern.de 

Landratsamt Dachau, untere Naturschutzbehörde,  
Bürgermeister-Zauner-Ring 11, 85221 Dachau
Frau Sybille Hein, Tel.: 08131 / 74-294, 
E-Mail: Sybille.Hein@lra-dah.bayern.de 

Landratsamt München, untere Naturschutzbehörde,  
Mariahilfplatz 17, 81541 München
Herr Stephan Schwarz, Tel.: 089 / 6221 – 2414, 
E-Mail: Stephan.Schwarz@lra-m.bayern.de

Landeshauptstadt München, untere Naturschutzbehörde, 
Blumenstraße  28 b, 80331 München
Herr Dr. Stefan Fiedl: Tel.: 089 / 233 - 22371, 
E-Mail: stefan.fiedl@muenchen.de
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Fachbeitrag Wald: 
Regionales Kartierteam RKT am Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten AELF Ebersberg,  
Frau Daniela Janker, Tel.: 0 80 92-2 32 94-16,  
E-Mail: daniela.janker@aelf-eb.bayern.de

München, den 16. März 2018  Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides  
gem. Art. 71 i.V.m. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Ungsteiner Str. 44 - 46 
Gemarkung: Sektion VIII
Flurnummer: 15875/22
Stadtbezirk: 16 – Ramersdorf-Perlach
Vorhaben: Neubau eines Schulgebäudes mit Turnhalle 
und Tiefgarage (Elly-Heuss-Realschule und Rainer- 
Werner-Fassbinder-FOS)
Aktenzeichen: 602-1.7-2018-1124-31 

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 14.03.2018 wurde der Vorbescheid für das 
oben genannte Vorhaben erteilt. Unter Nebenstimmungen 
wurden darin Befreiungen von den im Bebauungsplan Nr. 
1315 der Landeshauptstadt München festgesetzten Grund- 
und Geschossflächenzahlen sowie Vollgeschossen in Aus-
sicht gestellt. 

Nachbarn, die dem Vorhaben nicht zugestimmt haben, ist ge-
mäß Art. 71 i.V.m. Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
benachbarten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshaupt-
stadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Vorbescheidsverfahrens 
bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung, Hauptabteilung IV - Lokalbaukommission, 
Blumenstraße 19, Zimmer 307, einsehen. Vereinbaren Sie 
dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-
team31@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-2 55 69  
sowie 2 33-2 55 44.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 

(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 14. März 2018 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung 
  und Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Lindwurmstr. 35 und 37
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 10039/0 und 
10040/0, Gemarkung Sektion VI
Abbruch Lindwurmstr. 37 und Neubau mit 12 WE und  
Hotel (54 Zimmer / 110 Betten) als Erweiterung des Hotels 
Lindwurmstr. 35, Neubau eines Rückgebäudes Haus-Nr. 
35 + 37, Erweiterung der Tiefgarage Haus-Nr. 37 mit 30 
Stpl. sowie Errichtung einer Gaststätte im EG (81 Gastpl.)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 08.03.2018, Az. 602-1.1-2017-26792-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen und Befreiungen 
erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 10025,10026/4, 10038 und 10040 (Lind-
wurmstr. 33 und 39, Rothmundstr. 6), die dem Vorhaben nicht 
zugestimmt haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Aus-
fertigung des Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. 
Nachdem sich die vorgenannten Grundstücke im Eigentum von 
mehr als 20 Miteigentümern befinden, wird die erforderliche 
Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zu-
stellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 
BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. 
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse klaus.bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 
2 33-215 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 

Amtsblatt_09.indd   120 26.03.18   11:24



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 9/2018

121

80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der 
angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

–  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

–  Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen die-
se Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

–  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 8. März 2018 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung und 
  Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Bekanntmachung über die Fortführung  
eines Enteignungsverfahrens

Antrag auf Durchführung des Enteignungsverfahrens
§ 30 i.V.m. §§ 28, 29 PBefG, Art. 19 ff., 28 BayEG
Flurstück Nr. 138, Gemarkung Pasing
Eigentümerin:  Brandl Immobilien A GmbH & Co.KG,  

München 
vertreten durch: BVG Verwaltungs- und 
Beteieiligungs- GmbH, München, Ge-
schäftsführerin: Evi Brandl

Vor-Eigentümerin:  Nachlass Johann Welsch Verwaltungs 
GmbH & Co. Grundbesitz KG,   
München; Komplementär: Nachlass 
Johann Welsch Verwaltungs-GmbH, 
Geschäftsführer: Dr. Walter Offinger

Az.:  E – PBefG 5/12

Terminsanberaumung und Ladung

A. Antrag des Eigentümers

Die Landeshauptstadt München hat mit Schreiben vom 
29.11.2012 auf Grund der Vollmacht der Stadtwerke München 
GmbH vom 19.11.2012 beantragt, eine Teilfläche von ca. 266 
m² aus dem Flurstück Nr. 138, Gemarkung Pasing lastenfrei 
zu Gunsten der Stadtwerke München GmbH zu enteignen. 
Diese Fläche werde benötigt zur Umgestaltung der Bäcker-
straße in diesem Bereich im Zusammenhang mit der Verlän-
gerung der Straßenbahnlinie 19 zum Bahnhof Pasing gemäß 
dem Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Oberbay-
ern vom 07.05.2012 (Az: 23.2-3623.4-1-11), der bestandskräf-
tig und vollziehbar ist. 

Das von dem Antrag betroffene Grundstück ist im Grundbuch 
des Amtsgerichts München von Pasing Blatt 23999 als Lfd. 
Nr. 1 des Bestandsverzeichnisses vorgetragen.

Der Antrag wird damit begründet, dass ein freihändiger Er-
werb der Teilfläche zu angemessenen Bedingungen zwecks 
Umgestaltung zum Wohl der Allgemeinheit bisher nicht zu-
stande gekommen ist. 

Die Enteignungsbehörde hat mit Schreiben an das Amtsge-
richt, Grundbuchamt, vom 18.03.2015 die Einleitung des Ent-
eignungsverfahrens verfügt, den Termin zur mündlichen Ver-
handlung auf den 11.06.2015 festgesetzt und zum Termin 
geladen. Sie hat das Grundbuchamt beauftragt einen Enteig-
nungsvermerk gem. Art. 27 Absatz 4 Satz 1 Bay EG in das 
Grundbuch des betroffenen Grundstücks einzutragen. Mit 
Schreiben vom 27.03.2015 wurde der Antrag auf einen Enteig-
nungsvermerk gem. Art. 27 Absatz 4 Satz 1 Bay EG seitens 
der Enteignungsbehörde zurückgenommen, da zwischenzeit-
lich ein Eigentümerwechsel stattgefunden hatte, von dem die 
Enteignungsbehörde mit Schreiben des Grundbuchamtes 
vom 23.03.2015 Kenntnis erlangte. Die Aufhebung des Ter-
mins zur mündlichen Verhandlung und die Ladung der Betei-
ligten wurde am 10.04.2015 verfügt. Zum damaligen Zeitpunkt 
fanden Einigungsversuche zwischen der Brandl Immobilien A 
GmbH & Co. KG, die am 19.02.2015 als neue Eigentümerin in 
das Grundbuch eingetragen wurde, und der Stadtwerke Mün-
chen GmbH, vertreten durch die Landeshauptstadt München, 
statt. Seitens der Vor-Eigentümerin (Nachlass Johann Welsch 
Verwaltungs GmbH & Co. Grundbesitz KG) wurde ein Privat-
gutachten vom 16.04.2015 über den Entschädigungswert der 
verfahrensgegenständlichen Teilfläche vorgelegt. 

Mit E-Mail vom 16.02.2016 teilte die Landeshauptstadt mit, 
dass keine Einigung möglich sei. Grund dafür war, dass die 
Preisvorstellung der Vor- Eigentümerin um ca. 700 % über 
dem durch die Landeshauptstadt ermittelten Werten lag. Ent-
scheidend war, dass bei der Wertermittlung von unterschiedli-
chen Qualitätsstichtagen ausgegangen wurde, was unmittel-
bar mit den Werten korreliert. 

Seitens der Enteignungsbehörde sind zwischenzeitlich um-
fängliche Aufklärungsarbeiten zu den relevanten altrechtlichen 
Baulinienfestsetzungen erfolgt, die im Rahmen einer Enteig-
nungsentschädigung wegen der enteignungsrechtlichen Vor-
wirkung maßgeblich für den anzunehmenden Qualitätsstich-
tag sind. Klärungsbedürftig war, auf welchen Zeitpunkt im 
Rahmen der Enteignungsentschädigung für die Qualität der 
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zu enteignenden Teilfläche abgestellt werden sollte. Seitens 
der Enteignungsbehörde wurden deshalb die Originalbaulinien-
pläne seit 1904 eingesehen. Diese Recherchen haben erge-
ben, dass am 22.06.1957 der Baulinienplan Nr. 4694 gesatzt 
wurde, mit dem die verfahrensgegenständliche Teilfläche aus 
Grundstück Flurnummer 138 der Gemarkung Pasing von Bau-
land zu Straßenland herabgezont wurde. Die Beauftragung 
des Gutachterausschusses durch die Enteignungsbehörde 
nunmehr steht bevor. Zuvor wird den Beteiligten die Gelegen-
heit gegeben in einem ersten Termin zur mündlichen Verhand-
lung ihre Ansichten darzulegen und eine etwaig vorhandene 
Einigungsbereitschaft zu klären.

Beim Grundbuchamt wird die Eintragung des Sperrvermerks 
gem. Art. 27 Absatz 4 Satz 1 Bay EG beantragt.

B. Aufforderung zur Vorlage weiterer Unterlagen 

Die Nachlass Johann Welsch Verwaltungs GmbH & Co. 
Grundbesitz KG (Vor-Eigentümerin) wird um Vorlage des voll-
ständigen Kaufvertrages vom 19.11.2014 im Original sowie  
um Vorlage einer Originalvertretungsvollmacht gebeten. Der 
Kaufvertrag wird benötigt um die Rechtsnachfolge sowie eine 
etwaige Vertretung der heutigen Eigentümerin durch die Vor-
Eigentümerin zu plausibilisieren. Wir weisen darauf hin, dass 
wir hierzu bereits mit Schreiben vom 08.05.2015 aufgefordert 
haben.

C. Termin für die mündliche Verhandlung

Auf Grund des Antrags der Stadtwerke München GmbH, ver-
treten durch die Landeshauptstadt München, wird gemäß  
Art. 26 BayEG Termin anberaumt zur mündlichen Verhandlung 
am

Mittwoch, den 25. April 2018 um 10.00 Uhr
im Dienstgebäude des Kommunalreferats, Roßmarkt 3, 
80331 München, Raum 211

Zu dieser Verhandlung werden die Beteiligten hiermit geladen.
Die Beteiligten werden aufgefordert, ihre Rechte spätestens in 
der mündlichen Verhandlung wahrzunehmen. 
Auch bei Nichterscheinen der Beteiligten kann die Enteignungs-
behörde über den Antrag auf  Enteignung und andere im Ver-
fahren zu erledigende Anträge entscheiden.
Der Antrag auf Enteignung und die ihm beigefügten Anlagen 
können bei der Geschäftsstelle der Enteignungsbehörde, Zim-
mer 333b, Kommunalreferat, Roßmarkt 3, 80331 München 
während der Dienststunden montags bis donnerstags von 
9.00 bis 11.00 Uhr und von 13.30 bis 15.00 Uhr sowie freitags 
vom 9.00 bis 11.00 Uhr eingesehen werden. 
Telefonische Voranmeldung wird empfohlen (Ruf 2 33-2 26 15 
oder 2 33-2 24 40). 
Einwendungen gegen den Antrag auf Enteignung sind mög-
lichst vor der mündlichen Verhandlung bei der Enteignungs-
behörde, Roßmarkt 3, 80331 München schriftlich einzureichen 
oder zur Niederschrift zu erklären.

D. Verfügungs- und Veränderungssperre
Von der Bekanntmachung dieses Enteignungsverfahrens im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München an dürfen nur mit 
schriftlicher Genehmigung der Enteignungsbehörde

1.  Verfügungen über das Grundstück und über Rechte an 
dem Grundstück getroffen oder Vereinbarungen abge-
schlossen werden, durch die einem anderen ein Recht zur 
Nutzung oder Bebauung des Grundstücks oder eines Teils 
davon eingeräumt wird,

2.  erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesent-
lich wertsteigernde sonstige Veränderungen des Grund-
stücks vorgenommen werden,

3.  nicht genehmigungspflichtige, aber wertsteigernde bauliche 
Anlagen errichtet oder wertsteigernde Änderungen solcher 
Anlagen vorgenommen werden,

4.  genehmigungspflichtige bauliche Anlagen errichtet oder 
geändert werden.

München, den 16.März 2018 Kommunalreferat 
  Enteignungsbehörde 
 

Straßenbenennung im 8. Stadtbezirk Schwanthalerhöhe
Beschluss vom:  08.03.2018

Angelika-Lex-Weg

EDV-Schreibweise:  ANGELIKA-LEX-WEG

Straßenschlüsselnummer: 06734

Namenserläuterung:
Angelika Lex, geb. am 22.06.1958 in Rosenheim, gest. am 
09.12.2015 in München, Juristin, Kommunalpolitikerin; von 
1990 bis 1995 Mitglied des Münchner Stadtrats, Richterin am 
Bayerischen Verfassungsgerichtshof, wegen ihres engagier-
ten Eintretens für Grund- und Bürgerrechte, in der Flüchtlings- 
und Migrationspolitik, sowie gegen Rassismus und Rechts-
extremismus wurde sie mit dem Georg-Elser-Preis der Stadt 
München ausgezeichnet.

Verlauf:
Von der Kazmairstraße nach Süden bis zur Heimeranstraße.

© Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis ein-
schließlich 27.04.2018 eingesehen werden. 

München, 14. März 2018   Kommunalreferat
  GeodatenService
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Straßenverlaufsänderung: 

Stadtbezirk 13. Bogenhausen

Neuer Verlauf: Grasbrunner Straße

Von der Riemer Straße gegenüber der Rennbahnstraße zu-
nächst in südlicher Richtung, am Kreisverkehr nach Osten ab-
biegend, dann die Brücke der BAB 94 unterquerend nach 
Südwesten, parallel und südlich zur BAB 94 verlaufend, nach 
ca. 650 m in einem Wendehammer endend.

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis ein-
schließlich 13.04.2018 eingesehen werden. 

München, 15. März 2018 Kommunalreferat
  GeodatenService

Bekanntmachung

Neue Fernwärmepreise ab 01.04.2018  

Das Preisblatt zu Ziffer 9 und 11 der Anlage zur AVBFernwärmeV 
wird wie folgt geändert:     

9 M-Fernwärme Preise netto brutto

9.1 Arbeitspreis

9.1.1 Heizwassernetz
oder

59,39
5,94

70,67
7,07

Euro/MWh
Cent/kWh

9.1.2 Dampfnetz
(1,42 m³ Kondensat ent-
sprechen 1 MWh)

41,82 49,77 Euro/m³

9.1.3 Wärme für Warmwasser-
bereitung in Fürstenried, 
Neuforstenried und Park-
stadt Solln

5,47 6,51 Euro/m³

9.2 Grundpreis 38,10 45,34 Euro/kW 
und Jahr

München, 29. März 2018 SWM Versorgungs GmbH
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Amt für Wohnen und 
Migration
S-III-S/W/Q

Öffentliche Ausschreibung

Nachbarschaftstreff (quartierbezogene Bewohnerarbeit) in der SEM

Freiham – 1. Realisierungsabschnitt, 1. Bauabschnitt, 1. Standort 

(Aubinger Allee – WA 4)

22. Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied

1.   Ausgangssituation

Die Einrichtung wird sich in zentraler Lage in das Erschließungsareal zwischen den nach-

folgend beschriebenen Straßenzügen einfügen:

Germeringer Weg (südlich)

Freihamer Weg (westlich)

Kunreuthstraße (westlich)

Wiesentfelser Straße (westlich)

Anton-Böck-Straße (beiderseits)

S-Bahn-Linie München-Herrsching (nördlich)

Bodenseestraße (nördlich)

verlängerte Freihamer Allee (östlich)

Mit der SEM Freiham entsteht auf einem bisher landwirtschaftlich genutztem Gebiet mit 

einer Ausdehnung von ca. 350 ha ein neuer Stadtteil.

Dabei werden die wesentlichen Erschließungsfelder Wohnen (ca. 190 ha); Gewerbe, 

Fachmärkte und Handwerksbetriebe (ca. 110 ha) und ein Landschaftspark (55 ha) 

bedient.

Ergänzt werden diese Bereiche durch eine völlig neu herzustellende Infrastruktur im 

Bereich öffentlicher und privater Verkehr, Energie und Bildung.

Öffentliche Ausschreibung Nachbarschaftstreff Freiham Seite 1 
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Für alle genannten Erschließungsfelder gilt, dass sie gebündelt errichtet werden und in 

keiner dezentralen oder gemischten Struktur errichtet werden.

Das Sozialreferat plant mit dem Nachbarschaftstreff die inhaltliche und räumliche 

Verknüpfung von Angeboten für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen. Der vorbenannte 

Standort für den ersten in einer Reihe von mehreren Standorten liegt nahezu zentral in 

dem Entwicklungsbereich des 1. Realisierungsabschnittes auf dem Flurstück Nr. 3698 der

Gemarkung Aubing innerhalb des Bebauungsplanes mit Grünordnung 2068.

Für den barrierefreien Nachbarschaftstreff ist eine Nutzfläche von circa 175 m²  (DIN 

277/NF 1–6) vorgesehen. 

Die Räumlichkeiten des Neubaues werden im Rahmen der Neuregelung des städtischen 

Immobilienbestandes durch das Munich Facility Management (mfm) an die Städtische 

Wohnungsbaugesellschaft GWG München übertragen. Diese tritt als Vermieter 

gegenüber dem auszuwählenden Träger auf

1.1 Ausgangssituation – Einrichtung eines Nachbarschaftstreffs

Die Landeshauptstadt München (LHM) unterstützt und verbessert die Lebensumstände 

und die Entwicklungsmöglichkeiten von Familien und Kindern und auch aller 

Generationengruppen im Quartier.

Mit der Eröffnung der Einrichtung erfüllt die LHM ihre Planungsverantwortung, analog § 80 

Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) rechtzeitig und ausreichend soziale Infrastruktur

für Kinder und Familien bereitzustellen und das Miteinander der Generationen und Ethnien

zu fördern und zu unterstützen.

1.2 Ausgangssituation und konzeptioneller Auftrag - Nachbarschaftstreff

Die Landeshauptstadt München fördert Projekte der Quartierbezogenen Bewohnerarbeit 

sowohl in Neubau- als auch in Bestandsgebieten mit einem Anteil von mehr als 200 

Wohneinheiten geförderten Wohnungsbau oder in Bereichen mit besonderem 

sozialpolitischem Handlungsbedarf.

Ziele der Arbeit sind:

• Aktivierung des ehrenamtlichen Potenzials und des Bürgerschaftlichen Engagements

• Aufbau von Nachbarschaftsnetzwerken

• Hilfe zur Selbsthilfe

• Förderung eines friedlichen Zusammenlebens im Quartier

• Verbesserung ihrer Lebensbedingungen

• Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an sie betreffenden Belangen

• Nutzung der Räume durch die Bürgerinnen und Bürger

Zu diesem Zweck werden Räume zur Verfügung gestellt und eine halbe Stelle für eine 

sozialpädagogische Fachkraft finanziert (vgl. Ausführungen unter 5.). Von Anfang an geht 

es darum, ausschließlich die Interessen, Themen und Anliegen der Bürgerinnen und 

Bürger vor Ort zusammenzuführen und sie zu befähigen, ihre Bedarfe verhandlungsfähig 

zu machen. 

Öffentliche Ausschreibung Nachbarschaftstreff Freiham Seite 2 
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Mit der Beteiligung an der Einrichtung sollen dazu ergänzend auch die Ressourcen für ein

Kennenlernen und Miteinander der unterschiedlichen Bevölkerungsanteile im Quartier 

aktiv befördert und unterstützt werden.

Die Grundlage für die Erstellung des Einrichtungsprofils ist das Konzept der 

Quartierbezogenen Bewohnerarbeit. 

2. Trägerauswahl

Auf der Grundlage der städtischen Ausschreibungsrichtlinien für bezuschusste soziale 

Einrichtungen sucht das Amt für Wohnen und Migration der Landeshauptstadt München 

mit diesem Schreiben einen Träger für den Nachbarschaftstreff. Das Ergebnis der 

Trägerauswahl wird dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

3. Informationen zum 22. Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied

Im 22. Stadtbezirk Aubing-Lochhausen-Langwied entsteht im 1. Realisierungsabschnitt, 1.

Bauabschnitt östlich der Aubinger Allee ein Quartier mit Wohnbebauung für ca. 4.800 

Einwohner. Das Quartier wird sich um die zu realisierenden Straßenzüge des Hans-

Clarin-Weges und der Gustl-Bayrhammer-Straße gruppieren und seinen südlichen 

Abschluss an der Ellis-Kaut-Straße finden.

Die Bewohnerinnen und Bewohner dieses Umgriffs können die Einrichtung zu Fuß oder 

über verschiedene Verbindungen des öffentlichen Nahverkehrs gut erreichen.

Die Zusammensetzung der späteren Gesamtbevölkerung von ca. 25.000 Einwohnerinnen

und Einwohnern lässt sich nur ungefähr darstellen:

Im 1. Realisierungsabschnitt werden ca. 4.400 Wohnungen für ca. 11.000 Bewohnerinnen

und Bewohner errichtet.

Diese werden durch einen von Nord nach Süd verlaufenden Landschaftspark von der „al-

ten“ Siedlungsstruktur Neuaubings aus den 1960er und 1970er Jahren getrennt. Der 

Landschaftspark soll unterschiedlichste Erholungsangebote für beide Stadtbereiche offe-

rieren und verbindet diese durch mehrere Fuß- und Radwege.

Die Wohnungsstruktur im 1. Realisierungsabschnitt entspricht ungefähr einer Quotierung 

von 50:30:20 Prozent für die Wohnformen „Freifinanziert“/“sozial gefördert“/“Mün-

chen-Modell“.

Im gesamten Gebiet sind 13 Kindertagesstätten, zwei weitere Grundschulen, ein Kinder- 

und Familienzentrum, ein kulturelles Bürgerzentrum, eine Außenstelle der Münchener 

Volkshochschule, zwei religiöse Stätten, eine Altenpflegeeinrichtung, ein Jugendtreff so-

wie Einzelhandels- und Dienstleistungsflächen, Gastronomie, Büro- und Gewerbeflächen 

und mehrere Nachbarschaftstreffs geplant.

Öffentliche Ausschreibung Nachbarschaftstreff Freiham Seite 3 
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Die Einrichtung wird in dem am süd-westlichen Rand des WA 4 in dem alleinstehenden 

Atriumhaus realisiert. Das Gebäude markiert bei einer zusätzlich geplanten Ausdehnung 

der Gebäudehöhe an der abknickenden Achse der Aubinger Allee einen markanten Ori-

entierungspunkt in der Bebauungsgeometrie.

Sie befindet sich damit in unmittelbarer Nähe zu zwei Häusern für Kinder mit je Kinder-

grippen und Kindergartengruppen und ca. 170 einkommengeförderten Wohnungen.

3.1 Bedarf

Grundsätzlich ist die Lage des beschriebenen Areals hinsichtlich seines Anschlusses an 

das gewachsene urbane Umfeld Neuaubings als entwicklungsbedürftig zu bewerten. Bis-

lang sind mittels der Überlegungen aus dem Planungsstadium lediglich Wegebeziehun-

gen wie Fahrradwege und Fußwege angedacht.

Diese geographischen Verbindungslinien müssen jedoch zeitnah auch mit den täglichen 

Bedürfnissen der beiden neuen „Stadtteilnachbarn“ in Einklang gebracht werden und auf-

einander abgestimmt sein.

Wesentliche Herausforderungen bestehen auch hinsichtlich der Mobilität der zukünftigen 

Bewohnerinnen und Bewohner in Freiham. Deren Anbindung an überregionale Verkehrs-

wege in das Münchner Umland erscheint vergleichsweise günstig, aber ihre Anbindung 

an die urbane Nachbarschaft – insbesondere nach Pasing und in die Münchner Innen-

stadt wird in den beiden nächsten Dekaden noch ausgeprägten Handlungsbedarf entste-

hen lassen.

Die Abgrenzung des neuen Stadtteils nach drei Seiten durch Bundesautobahnen und 

Bahntrassen und die sich daraus möglicherweise ergebenden Effekte müssen aufmerk-

sam beobachtet werden.

Hier ist eine Einbeziehung der Akteure der Quartiersentwicklung und des Quartiersmana-

Öffentliche Ausschreibung Nachbarschaftstreff Freiham Seite 5 
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gements unabdingbar.

Lernende Aufmerksamkeit für die Nachbarschaftstreffs wird auch der Zuzug der Bevölke-

rung in den beiden Realisierungsabschnitten über einen lang gestreckten Zeitraum von 

nahezu 20 Jahren erfordern.

Dies bietet Entspannung und Chancen der Reaktion, aber auch eine latent anhaltende 

Veränderung des neuen Stadtteils. Zum Ende der „Besiedlung“ werden wir Neubürger 

und Alteingessene und mittelbar auch bereits eine Generation mit „Erfahrung Freiham“ 

wahrnehmen.

4. Fachlich-inhaltliche Informationen zu der geplante Einrichtung

Der geplante Nachbarschaftstreff soll Bürgerinnen und Bürger unterschiedlichster 

Lebenslagen, Lebensformen, Ressourcen und Ethnien erreichen.

4.1 Zielsetzung, Zielgruppen und Angebote der quartiersbezogenen Bewohnerarbeit

Zielsetzung: „Gute Gegend, gute Nachbarschaft und Teilhabe“

Der Nachbarschaftstreff an der Aubinger Allee ist eine offene Quartierseinrichtung. Diese 

soll sich an alle Bewohnerinnen und Bewohner des Stadtquartiers richten und sich an 

ihren Bedürfnissen wie auch an ihrer Lebenslage orientieren.

Aktivierung und Partizipation

Mittels geeigneter Methoden sollen Mitentscheidung und Mitwirkung der Quartiersbe-

völkerung bei Themen, die das Leben im Stadtteil betreffen, initiiert und aktiviert werden. 

Die Leitung des Nachbarschaftstreffs hat dabei die Aufgabe, die ehrenamtlich Tätigen bei 

der Umsetzung ihrer Ideen zu unterstützen. Sie ist in erster Linie für die Verwaltung der 

Räume verantwortlich (z.B. Raumvergabe und Freiwilligenmanagement), zudem leistet 

sie Quartiersarbeit (z.B. Bedarfsermittlung,Öffentlichkeitsarbeit, Vernetzung, Moderation 

und Mediation) und ermöglicht Teilhabe (z.B. Information, Partizipation und 

Empowerment).

Bedarfsermittlung

Die im Nachbarschaftstreff tätigen professionellen und ehrenamtlichen Kräfte sollen in 

evaluierender Weise die sich verändernden Bedarfe der Quartiersbevölkerung erheben 

und dokumentieren. Die sich daraus ergebenden Aufgabenstellungen wirken sich auf das 

Quartiersmanagement und die weitere Quartiersentwicklung bezüglich sozialer, 

wirtschaftlicher und kultureller Aspekte aus. Bedarfe, die festgestellt wurden, aber nicht 

durch bürgerschaftliches Engagement gedeckt werden können, sollen den zuständigen 

Stellen mitgeteilt werden, um mit diesen gemeinsam Lösungsstrategien zu erarbeiten.

Nachbarschaftsnetzwerke

Im Nachbarschaftstreff können sich die Bewohnerinnen und Bewohner regelmäßig treffen 

und sich miteinander austauschen. Dabei werden einerseits nachbarschaftliche Kontakte 

gestärkt, andererseits Vorurteile und Ängste abgebaut. Die von den Ehrenamtlichen 

angebotenen Veranstaltungen im Treff werden dahingehend überprüft, ob sie 

ausgeweitet, verbessert oder an eine veränderte Nachfrage angepasst werden können. 

Öffentliche Ausschreibung Nachbarschaftstreff Freiham Seite 6 
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Ziel ist die optimale Nutzung der im Quartier vorhandenen Ressourcen und Potenziale.

Zudem liegen im Nachbarschaftstreff Informationen zum Stadtquartier und den 

Einrichtungen vor Ort aus.

5.   Fachpersonal

Die Leitung des Nachbarschaftstreffs soll mit Sozialpädagoginnen / Sozialpädagogen 

(Diplom bzw. BA) besetzt werden. Die Anerkennung eines anderen abgeschlossenen 

themennahen Studienganges kann nach vorgenommener Einzelfallbewertung und dem 

Nachweis des Erwerbs weitreichender zusätzlicher Qualifikationen aus dem Bereich 

Sozialpädagogik erfolgen.

5.1 Personelle und fachliche Anforderungen für die quartierbezogenen Bewohnerarbeit

Für den Betrieb wird eine halbe Stelle für eine sozialpädagogische Fachkraft finanziert 

(0,5 VZÄ, Einwertung nach TVöD E9, SuED 12). Zur Unterstützung der Projektleitung 

stehen für die Raumorganisation max. 10.000 € pro Jahr zur Verfügung, die der Träger 

nach anerkanntem Bedarf im Rahmen der Zuwendungsgewährung abrufen kann.

Rolle der Projektleitung

Die Projektleitung gewährleistet, dass die zuvor dargestellten Ziele und inhaltlichen 

Anforderungen an den Nachbarschaftstreff „Freiham“ erfüllt werden.

Zu Beginn hat sie die Aufgabe den Nachbarschaftstreff bekannt zu machen und mittels 

geeigneter Methoden (z.B. aktivierende Befragung) das Bedarfsprofil des Quartiers und 

seiner Bewohnerinnen und Bewohner zu erheben und zu bewerten. Daneben kann sie frei

entscheiden, wie sie die Bewohnerinnen und Bewohner im Stadtquartier erreicht.

Eine weitere Funktion der Projektleitung ist die bedarfsorientierte Begleitung der 

Ehrenamtlichen und die Koordinierung der Angebote. Die bürgerschaftlich Engagierten 

arbeiten autark und selbstbestimmt was die inhaltliche Arbeit angeht. Die Projektleitung 

unterstützt sie bei ihren Angeboten und vermittelt bei Schwierigkeiten oder 

Meinungsverschiedenheiten.

Können die Rahmenbedingungen nicht eingehalten werden, informiert die 

Projektbegleitung zeitnah den Träger und die Zuschuss gebende Stelle, um geeignete 

Vorgehensweisen in die Wege leiten und die Ausstattung des Projektes ggf. anpassen zu 

können.

Die Projektleitung unterstützt und ergänzt die konzeptionelle Arbeit der weiteren 

Einrichtungsteile in der integrierten Einrichtung und repräsentiert dabei die homogene 

Wahrnehmung der Quartierseinrichtung durch die Öffentlichkeit.

Öffentliche Ausschreibung Nachbarschaftstreff Freiham Seite 7 
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Fachliche Anforderungen an die Projektleitung

• Methodische Fähigkeiten und Kenntnisse im Hinblick auf die Aktivierung und 

Beteiligung der Zielgruppe sowie die Förderung von Ehrenamt und Bürgerschaftlichem 

Engagement. 

• Kenntnisse des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit, der sozialraumorientierten 

sozialen Arbeit und sowie von Netzwerk-, Gremien- und Projektarbeit.

• Hohe Professionalität im Umgang mit Menschen in schwierigen sozialen 

Lebensbedingungen (Armut, Arbeitslosigkeit, familiäre Gewalt, gesundheitliche 

Probleme)

• Kenntnisse über die Struktur der Münchner Stadtverwaltung sowie über REGSAM und 

die Arbeit der Bezirksausschüsse.

• Vernetzung im Sozialraum, Kontakte zur unmittelbaren Nachbarschaft und Aufbau 

eines Netzes von ehrenamtlichen Helfer/innen.

• Moderationsfähigkeiten

• Durchführung von Öffentlichkeitsarbeit und größeren Veranstaltungen (z.B. 

Stadtteilfest).

• Kenntnisse in Konfliktvermittlung

• Durchführung von Maßnahmen der externen und internen Qualitätssicherung 

(Dokumentation der Arbeit der Aktiven, Arbeiten über Zielvereinbarungen, kollegiale 

Beratung, Supervision, Fortbildungen, etc.) 

6.  Sozialraumorientierung und Kooperation

Die verbundene Mitarbeit des Nachbarschaftstreffs mit städtischen und privaten 

Einrichtungen in Freiham ist ein wesentlicher und unumstösslicher Aspekt des Wirkens 

am Standort.

Es gilt geeignete und flexible Formen der gegenseitigen Unterstützung und 

Zusammenarbeit zu entwickeln, auszuführen und anzupassen.

Der Nachbarschaftstreff vernetzt sich und kooperiert mit den professionellen Vertretern 

der Sozialarbeit (z.B. REGSAM und Sozialbürgerhaus), mit der Stadtverwaltung und den 

weiteren relevanten Akteuren im Quartier. Er stellt damit ein Bindeglied zwischen allen 

Beteiligten dar.

7. Rahmenbedingungen

Die Öffnungszeiten des Nachbarschaftstreffs orientieren sich an den Bedürfnissen der 

Anwohnerinnen und Anwohner und der Nachbarschaft. Diese umfassen ausdrücklich  

Abend- und Wochenendveranstaltungen sowie Freizeitangebote und pädagogische 

Maßnahmen während der Schulferien.

7.1. Räumliche Ausstattung

• Für die Räume des Nachbarschaftstreffs ist eine Fläche von 175 m² (DIN 277/NF 1–6) 

vorgesehen. 

• Das Erscheinungsbild der Quartierseinrichtung (innen und außen), inklusive der 

Zugänge ist hell, freundlich und attraktiv zu gestalten. Die gewählten Materialien 

müssen robust, wartungs- und pflegeleicht sein. Zur einfachen und schnellen 
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Orientierung für die Besucher und Nutzer ist auf eine übersichtliche Raumaufteilung 

Wert zu legen. 

• Behindertengerechte Zugänge sind zu schaffen.

• Schallisolierung, Lärmschutzmaßnahmen (innen und außen) und 

Sicherheitsmaßnahmen sind zu treffen.

• Raumvergabe

Die vorhandenen Räume können und sollen auch ohne die Anwesenheit von 

hauptamtlichen Kräften genutzt werden. Außerdem können sie für Familienfeiern und 

Treffen gemietet werden. Sämtliche Raumvergaben unterliegen der Vorgabe, dass 

kein geschäftsmäßiges und gewinnorientiertes Angebot stattfindet.

7.2 Finanzielle Ausstattung und Folgekosten

Das Fach- und das Finanzcontrolling des Nachbarschaftstreffs wird durch das Amt für 

Wohnen und Migration übernommen.

Alle Vereinbarungen und Kosten beziehen sich auf den Beschluss des Sozialausschusses

vom 19.01.2017 (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 06664) und der nachfolgenden 

Bestätigung durch die Vollversammlung des Stadtrates. Der durch die Veränderung des 

Konzeptes "Quartierbezogene Bewohnerarbeit"; (Beschluss des Sozialausschusses vom 

09.07.2015 (VB), Sitzungsvorlage Nr. 14 - 20 / V 01597) neu definierte 

Finanzierungsrahmen der Zuwendungsgewährung wird durch die vorgenannte 

Beschlussfassung für den Zeitraum ab dem 01.01.2019 ergänzt. 

Die Gehälter des durch den Träger angestellten Fachpersonals innerhalb der 

konzeptionellen Vorgaben werden den Tariferhöhungen entsprechend der nachfolgenden 

Entscheidungen des Stadtrates angepasst.

7.2.1 Folgekosten - Nachbarschaftstreff

Das Personal besteht aus einer/m 

• 0,5 VZÄ Mitarbeiter/in (Dipl. Soz.Päd, bzw. BA oder anerkannte ähnliche Qualifikation).

• Dazu kommen Aufwendungen für Raumkosten, Verwaltungskosten, Maßnahmekosten,

Personalnebenkosten, Anschaffungskosten und Sonst. Sachkosten 

mit einem prognostiziertem Gesamtaufwand in Höhe von 85.245 € ab 2021 (nachrichtlich:

es werden für 2019 Zuwendungen in Höhe von 50.065 € und in 2020 in Höhe von 84.105 

€ ausgereicht.)

Dieser Betrag kann sich bei einer notwendigen Nachberechnung der Aufwendungen für 

die Raummiete und eventuell zu gewährender Zentraler Verwaltungskosten noch 

verändern und wird in dem Finanzierungsvorschlag an den Stadtrat für den Zeitraum ab 

dem 01.01.2021 mit abgebildet.

8. Auswahlverfahren

Die Bewerbungen werden von einer Bewertungskommission des Sozialreferates geprüft. 

Es wird ein Vergleich der Angebote vor allem nach den Bewertungskriterien „Fachlichkeit 
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und Wirtschaftlichkeit“ vorgenommen.

Bei der Auswahl des Trägers werden fachliche Kriterien in Bezug auf die 

Aufgabenerfüllung höher bewertet als das Kriterium der Wirtschaftlichkeit. Im 

Bewerbungsformular ist auf alle nachfolgenden Auswahlkriterien einzugehen. Das 

Ergebnis des Auswahlverfahrens wird dem Sozialausschuss der Landeshauptstadt 

München voraussichtlich im 3. Quartal 2018 in öffentlicher Sitzung zur Entscheidung 

vorgelegt. 

8.1. Auswahlkriterien

Folgende Bewertungskriterien sind ausschlaggebend:

Fachlichkeit Nachbarschaftstreff
• Benennen Sie 3 analysierende wissenschaftliche Methoden, mit denen Sie in einem 

Vorlaufprojekt über die Dauer von einem Jahr die Struktur des Quartiers erheben 
könnten.
Beschreiben Sie eine von diesen benannten Methoden exemplarisch 
(Betrachtungsbereich Germeringer Weg, Linie > Freihamer Weg-Kunreuthstraße-
Wiesentfelser Straße<, BAB 99).
(3-fach-Bewertung)

• Darlegung der Zusammenarbeit mit den im Quartier bereits handelnden Akteuren der 
Quartiersentwicklung und des Quartiersmanagements. (Legen Sie einen 
Wirkungsbereich innerhalb des Areals wie in Frage 1 bereits beschrieben als 
Betrachtungsmaßstab an).
(3-fach-Bewertung)

• Nennen Sie exemplarisch 3 Herausforderungen mit denen der Siedlungsbereich im 
östlichen Anschluss an „Freiham“ bis zur Limesstraße durch die Neubebauung 
konfrontiert ist. 
(1-fach-Bewertung)

• Beschreiben Sie an Hand von 2 Beispielen eine denkbare mögliche Zusammenarbeit 
mit den Einrichtungen des Referates für Bildung und Sport im 1. Realisierungsabschnitt
2. Bauabschnitt „Südwest“.
(2-fach-Bewertung)

• Umsetzung des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit, Methoden der Aktivierung und 
Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern aus allen sozialen Schichten mit 
Schwerpunkt Aktivierung und sozialraumorientierte Arbeit im zukünftigen 
Wirkungsbereich sind darzustellen
(2-fach-Bewertung)

• Skizzieren Sie eine effektive und ergänzende Fortentwicklung des aktuellen Konzeptes
„Quartierbezogene Bewohnerarbeit“ am Standort „Aubinger Allee“im Hinblick auf das 
Handlungsfeld öffentliche und private Mobilität.
(3-fach-Bewertung)

• Darlegung der Kenntnisse zu Konfliktvermittlung / Mediationsarbeit / Community 
Organizing
(1-fach-Bewertung)
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In der Bewerbung ist darzulegen, dass die genannten Leistungsvorgaben erfüllt werden 

können und die Voraussetzungen dafür vorliegen. Wenn sich nur ein Träger bewirbt und 

dieser die Anforderungen nicht erfüllt, ist es möglich, das Verfahren aufzuheben und ggf. 

gezielt zu vergeben. 

• Zur Bewerbung sind die entsprechenden Formulare zu verwenden. 

• Das vorgegebene Bewerbungsraster und die Schriftgrößen sind einzuhalten. 

• Insgesamt darf die Bewerbung (ohne Vorblatt und ohne Kosten- und 

Finanzierungspläne) 10 DIN A 4 Seiten nicht überschreiten. 

• Die Nichteinhaltung der Begrenzung des Bewerbungsumfanges auf 10 DIN A 4 Seiten 

(zuzüglich dem Vorblatt und der Vorlage Kosten- und Finanzierungsplan) führt 

automatisch zum Ausschluss.

• Der Kosten- und Finanzierungspläne (KuFPl) für den Nachbarschaftstreff ist in der 

vorgegebenen Form ebenfalls einzuhalten sowie vollständig mit den Daten der 

verschiedenen Haushaltsjahre auszufüllen und der Bewerbung beizufügen. Die 

Verwendung von Schutzerklärungen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge ist ebenfalls 

unterschrieben beizufügen.

• Die Scientology-Erklärung ist zu unterschreiben.

München, den 23.03.2018

Sozialreferat 
Amt für Wohnen und Migration      Abteilung Soziale Wohnraumversorgung

Anlagen

1. Vorblatt zum Bewerbungsformular
2. Bewerbungsformular
3. Formular für Kosten- und Finanzierungsplan: Nachbarschaftstreff
4. Schutzerklärung (Scientology-Organisation)
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. Absender:

          

Sozialreferat

Amt für Wohnen und Migration

Soziale Wohnraumförderung

Quartierbezogene Bewohnerarbeit

S – III – S/W/Q

Franziskanerstraße 8

81669 München

I
          

Ihr Zeichen
          

Datum
          

Bewerbung Nachbarschaftstreff Freiham – 

Realisierungsabschnitt 1; Bauabschnitt 1;  1. Standort 

(Aubinger Allee – WA 4) Eingangsvermerk
(wird von der Landeshauptstadt Mün-
chen ausgefüllt)

Wichtiger Hinweis
Das ausgefüllte Formular darf insgesamt nicht mehr als 10 DIN A 4 Seiten 

(ohne Kosten- und Finanzierungsplan) umfassen. Die Schriftgröße ist vorgegeben. 
Sie können keine Formatierungen (z.B. fett) einfügen. 

Die Anlage 3 Kosten- und Finanzierungsplan ist gesondert auszufüllen und beizufügen.
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Ausschreibung und Auswahl von Trägerschaften für bezuschusste 
soziale Einrichtungen

BEWERBUNGSFORMULAR

Ausschreibung: Einrichtung / Projekt

Name der ausgeschriebenen Einrichtung / des ausgeschriebenen Projektes

Nachbarschaftstreff Freiham 1. Realisierungsabschnitt, 1. Bauabschnitt; 1. 
Standort (Aubinger Allee – WA 4)

Bewerbung: Träger Name des sich bewerbenden Trägers

          

Adresse und Kontaktdaten

Name:           

Adresse und Hausnummer:                     

PLZ und Ort:                     

Telefon:           

Telefax:           

E-Mail:           

Name der verantwortlichen Ansprechperson

          

Trägerhintergrund / Trägerdarstellung

Mögliche Beschreibung des Trägers und seiner Betätigungsfelder, Verbandszugehörigkeit, Leitbild etc.

          

Fachlichkeit

Rahmenkonzept, Zielgruppe(n), Ziele der Einrichtung / des Projektes

Was soll durch die Einrichtung / das Projekt insgesamt erreicht werden?

          

Mögliche Differenzierung der zielgruppenspezifischen Ausrichtung z.B. nach Alter, Geschlecht, sozialer Lage, Nationa-
lität, regionalem Bezug, sonstigen Kriterien

          

Leistungsbeschreibung

Bezeichnung und Erläuterung der einzelnen Leistung(en) inklusive Zielsetzungen

          

Organisationsstruktur 
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Kurzbeschreibung der Organisationsstruktur, z.B. Aufbau- und Ablaufstruktur

          

Qualitätssichernde Maßnahmen 

Angaben zu qualitätssichernden Maßnahmen

          

Kooperationen

Angaben zur Kooperationsbereitschaft und bestehenden Kooperationen (z.B. Netzwerke)

          

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

Wirtschaftlichkeit / Sparsamkeit

Darstellung des Finanzkonzeptes, insbesondere mit Angaben zum Einsatz von Eigenmitteln, zur Einbringung von Dritt-
mitteln, Stellenschlüssel und Einwertungen

          

Darstellung der besonderen Eignung

Warum halten Sie Ihre Trägerschaft für die ausgeschriebenen Einrichtung / das ausgeschriebenen Projekt für beson-
ders geeignet?

          

Ort, Datum Unterschrift Vertretungsberechtigte/-r
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Kosten- und Finanzierungsplan

2019 2020

Kostenplan

Personalkosten

Funktion Stellenbezeichnung

Fachkraft

Honorarkraft

Praktikantin

Sachkosten

Miete

Betriebs- und Nebenkosten

Reinigung

Sonstiges

Telefon/Porti/Büromaterial

Veranstaltungskosten

Öffentlichkeitsarbeit

Personalnebenkosten

Fortbildung/Supervision

Anschaffungskosten (ohne Erstausstattung)

Einmalige Erstausstattung X X

GESAMTKOSTEN

Finanzierungsplan

Eigenmittel/Spenden

Einnahmen

Sozialreferat/Amt f.Wohnen und Migration

Sozialreferat/Amt f.Wohnen und Migration, Erstausstattung X X

GESAMTFINANZIERUNG

Erklärung

Ort/Datum
Unterschrift

Anlage 3 zur Bewerbung Nachbachbarschaftstreff Freiham 1. Realisierungsabschnitt; 1. Bauabschnitt; 1. Standort (Aubinger Allee WA 4)

Ab 
01.07.2018

Vergütung 
Tarif

Wochen- 
Std.

Dipl.Soz.päd.(FH)

Sonstige Maßnahmekosten

Es wird anerkannt, daß im Falle der Trägerschaftsauswahl das Einverständnis mit der
jederzeitigen Überprüfung durch die zuwendungsgebende Dienststelle – auch in den von
der Zuwendungsnehmerin/dem Zuwendungsnehmer genutzten Räumen – zu erklären, sowie
dem städtischen Revisionsamt und dem Bayer. Kommunalen Prüfungsverband ein uneinge- 
schränktes Prüfungsrecht einzuräumen ist.

Anlage 3 zur Bewerbung Nachbachbarschaftstreff Freiham 1. Realisierungs abschnitt; 
1. Bauabschnitt; 1. Standort (Aubinger Allee WA 4)
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Nichtamtlicher Teil

Münchener Kommentar zum Strafgesetzbuch.  
Hrsg. von Wolfgang Joecks und Klaus Miebach. – 3. Aufl. –  
München: Beck.

Bd. 6: JGG (Auszug). Nebenstrafrecht I. Strafvorschriften 
aus AMG, AntiDopG, BtMG, BtMVV, GÜG, NpSG, TPG, 
TFG, GenTG, TierSchG, BNatSchG, VereinsG, VersammlG. 
Bandredakteure: Marco Mansdörfer und Klaus Miebach. 
2018. XXXI, 2510 S. ISBN 978-3-406-68556-9; € 409.–

Bd. 8: Nebenstrafrecht III. Strafvorschriften aus:  
AufenthG, FreizügG/EU, AsylG, StAG, WaffG, KrWaffG, 
SprengG, WStG, EGWStG. Völkerstrafgesetzbuch 
(VStGB). Band redakteur: Christoph Safferling. 2018. XXV, 
1535 S. ISBN 978-3-406-68558-3; € 315.–

Der Großkommentar aus der Reihe Münchener Kommentare  
erscheint in 8 Bänden. Das Werk beleuchtet die neuen Entwick-
lungen des Strafrechts für die Praxis auf wissenschaftlichem 
Fundament. 
Das im Strafgesetzbuch (StGB) geregelte Strafrecht wird tra-
ditionell „Kernstrafrecht“ genannt, um es abzugrenzen vom 
„daneben“ geregelten „Nebenstrafrecht“. Viele Bereiche des 
Sozial- und Wirtschaftslebens werden durch das Nebenstraf-
recht überhaupt erst strafrechtlich erfasst. Die Bände sechs, 
sieben und acht des Großkommentars befassen sich mit dem 
Nebenstrafrecht bzw. dem Völkerstrafgesetzbuch. 
Der Band 6 erläutert die einschlägigen Bestimmungen des  
Jugendgerichtsgesetzes mit seinen ganz aktuellen Änderun-
gen. Die Neuauflage berücksichtigt insbesondere im Bereich 
des Arznei- und Betäubungsmittelrechts das neue AntidopingG 
und das neue Neuepsychoaktive-Stoffe-Gesetz (NpSG). Auch 
die Änderungen des BNatSchutzG sind eingearbeitet.
In der Neuauflage zu Band 8 wurden insbesondere die Neue-
rungen des Aufenthaltsgesetzes eingearbeitet und eine  
Kommentierung des strafrechtlichen Teils des Staatsange-
hörigkeitsgesetzes aufgenommen. Die im Juni/Juli 2017  
beschlossenen Reformen des WaffenG und des SprengG  
sind berücksichtigt.
Mit dem Erscheinen von Band 7 „Nebenstrafrecht II“ – voraus-
sichtlich im Sommer 2018 – ist die 3. Auflage des Münchener 
Kommentars zum Strafgesetzbuch abgeschlossen.

Slizyk, Andreas: Beck'sche Schmerzensgeld-Tabelle 
2018. Von Kopf bis Fuß ... – 14., überarb. u. aktual. Aufl. – 
München: Beck, 2018. XXIV, 1167 S. ISBN 978-3-406-
70558-8, € 115.–

Die Neuauflage ist mit Stand Juli 2017 auf über 3950 Urteile 
und Beschlüsse zum Thema Schmerzensgeld angewachsen. 
Eine ausführliche Einleitung erläutert praxisorientiert die 
Grundzüge und das Umfeld des Schmerzensgeldrechts.
Die Entscheidungen sind zunächst nach dem jeweils verletz-
ten Körperteil "von Kopf bis Fuß" geordnet. Innerhalb der ein-
zelnen Verletzungsart erfolgt eine weitere Unterteilung nach 
der Höhe des zugesprochenen Schmerzensgeldes. Jede Ent-
scheidung enthält Angaben zu Schmerzensgeldhöhe, Haf-
tungsquote, immateriellem Vorbehalt, Minderung der Erwerbs-
fähigkeit und dem Aktenzeichen einschließlich der Fundstelle 
der Veröffentlichung.
Im Tabellenbereich sind Arzthaftungsfälle grau unterlegt und 
damit deutlich hervorgehoben. Das neue Gesetz zum Hinter-

bliebenengeld ist mit seinen praktischen Auswirkungen in die 
Neuauflage eingearbeitet.
Der Verlag bietet mit dem Kauf des Werkes einen Online-Zu-
gang zu IMM-DAT an. Nach der Registrierung mit dem Code 
im Buch und der Freischaltung kann in der Onlineversion die 
Schmerzensgeldtabelle bis zum Erscheinungstermin der 
Nachfolgeauflage genutzt werden. 

Vertragsgestaltung für Geschäftsführer, Vorstände  
und Aufsichtsräte. Hrsg. von Joachim Holthausen und 
Reiner Kurschat. – München: Beck, 2017. LII, 949 S.  
ISBN 978-3-406-66202-7; € 139.–

Die Neuerscheinung unterstützt Praktiker, Verträge mit Ge-
schäftsführern und Vorständen zu entwickeln und vorgelegte 
Verträge kritisch auf ihre Wirksamkeit zu prüfen.
Enthalten sind neben gängigen Vertragsmustern, wie Dienst- 
und Aufhebungsverträgen, auch Lösungsvorschläge für unge-
wöhnliche Konstellationen. Insbesondere Compliance-Verpflich-
tungen und DCGK-Regelungen sowie das Rechtsverhältnis 
zwischen Aufsichtsratsmitglied und Gesellschaft und die An-
forderungen bei Personalentscheidungen des Aufsichtsrats 
sind Bestandteile des Werkes. 
Zunächst sind gängige Vertragsmuster abgedruckt. Im Haupt-
teil werden die Klauseln in Themenblöcken von A wie Abfin-
dung bis Z wie Zustimmungsvorbehalt analysiert. Auch auf  
Alternativklauseln und nicht empfehlenswerte Klauseln wird 
eingegangen. Alle Formulare sind online abrufbar.

Frank, Rainer und Tobias Helms: Erbrecht. – 7. neubearb. 
Aufl. – München: Beck, 2018. XXVII, 383 S. (Grundrisse 
des Rechts) ISBN 978-3-406-71132-9; € 23,90.

Das Lehrbuch zum Erbrecht ist auf Examen, Examensklausur 
und mündliche Prüfung ausgerichtet. Zahlreiche Beispiele, 
Grafiken und Klausurhinweise erleichtern das Verständnis für 
die Rechtsmaterie. Sechs Erbrechtsklausuren mit ausführlichen 
Musterlösungen beleuchten das klausurtypische Zusammen-
spiel des Erbrechts mit schuld- und sachenrechtlichen Proble-
men.
Die aktuelle Rechtsprechung und Gesetzgebung zum Erbrecht 
ist eingearbeitet und die neueste Literatur zitiert.

Eschenbruch, Klaus: Bauvertragsmanagement. Gestal-
tung, Änderung und Abwicklung von Verträgen sowie 
Konfliktbewältigung bei Bauprojekten. – 1. Aufl. – Köln: 
Werner, 2017. XXIX, 406 S. ISBN 978-3-8041-5157-4; € 98.–

Das Handbuch informiert über vorausschauende Steuerungen 
von größeren Immobilien- und Bauprojekten durch Verträge. 
Die Verträge regeln die Pflichten und das Zusammenwirken 
der Projektbeteiligten wie Projektmanagern, Planern und aus-
führenden Unternehmen.
Der Autor erläutert die in der Praxis wesentlichen Vertragsmo-
delle von der Verhandlung über Gestaltung und Abschluss bis 
zur Durchführung. Die jeweiligen Besonderheiten werden auf-
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gezeigt. Übersichten, Checklisten und Praxisbeispiele unter-
stützen die Praktiker bei der Umsetzung einer erfolgreichen 
Projektabwicklung. 
Das zum 1.1.2018 in Kraft getretene neue Bauvertragsrecht ist 
eingearbeitet.

Lenders, Dirk, Thorsten Baumanns und Henriette Schwarz: 
Das neue Dienstrecht in Nordrhein-Westfalen. – München: 
Beck, 2017. XX, 201 S. (Landesrecht Nordrhein-Westfalen) 
ISBN 978-3-406-70255-6; € 39.–

Die Neuerscheinung bietet eine praxisgerechte Darstellung der 
Neuregelungen im Dienstrecht, Laufbahnrecht, Besoldungs- 
und Versorgungsrecht in NRW. Erläutert werden insbesondere 
die Änderungen durch das am 1. Juli 2016 in Kraft getretene 
Dienstrechtsmodernisierungsgesetz. Schwerpunkte liegen bei 
der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, der Personalentwick-
lung, der Modernisierung des Laufbahnrechts und der Neu-
ordnung des LBesG NRW und des LBeamtVG NRW.

Handbuch Erbschaftsteuer und Bewertung: Bewertungs-
gesetz, Erbschaft- und Schenkungsteuergesetz, Grund-
erwerbsteuergesetz, Grundsteuergesetz 2017. – München: 
Beck, 2018. XXIII, 1383 S. (Schriften des Deutschen  
Wissenschaftlichen Instituts der Steuerberater e.V.) 
ISBN 978-3-406-71696-6; € 59.- 

Das Veranlagungshandbuch gibt jährlich einen umfassenden 
Überblick zur Erbschaftsteuer und Bewertung.
Zunächst werden das Bewertungsgesetz, das Erbschaftsteuer-
gesetz, das Grunderwerbsteuergesetz und das Grundsteuer-
gesetz geschlossen wiedergegeben. Vorangestellt sind tabel-
larische Übersichten der seit der letzten Neubekanntmachung 
der Gesetze ergangenen Änderungen.
Der Hauptteil bietet in systematischer Zuordnung die Vor-
schriften des Bewertungsgesetzes in Verbindung mit den zu-
gehörigen Durchführungsverordnungen, den BewRGr, den 
ErbStR 2011 und ErbStH 2011. Es folgen in gleicher Weise 
aufbereitet jeweils die weiteren Gesetze mit den zusätzlichen 
einschlägigen Verordnungen, Erlassen und Verwaltungsan-
weisungen. 
Der Anhang enthält u.a. ein ABC der Abgrenzung der Be-
triebsvorrichtungen sowie die Immobilienwertermittlungsver-
ordnung und Auszüge aus dem Baugesetzbuch und aus dem 
Bundeskleingartengesetz, Musterformulare, die Allgemeine 
Verwaltungsanweisung zur Erbschaftsteuer und ein Verzeich-
nis der Erbschaftsteuer-Finanzämter. 

Schmidt, Bettina: Gestaltung und Durchführung des 
BEM. – 2. Aufl. – München: Beck, 2017. XVII, 232 S.  
ISBN 978-3-406-70136-8; € 53.–

Das betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) ist vom 
Gesetzgeber als ein Instrument der betrieblichen Rehabilita-
tion mit dem § 84 Abs. 2 SGB IX eingeführt worden. Ein struk-
turiertes Verfahren kann im Rahmen von BEM zur Beseitigung 
der gesundheitsbedingten Störungen im Arbeitsverhältnis  

und zur Verringerung der Arbeitsunfähigkeitszeiten führen. 
Das Buch zeigt auf, in welchen Situationen des Arbeitslebens 
ein BEM-Verfahren sinnvoll oder sogar rechtlich geboten ist. 
Der Schwerpunkt des Bandes liegt auf der praktischen Um-
setzung des BEM, von der Entwicklung eines Ablaufplans bis 
hin zu einer Betriebsvereinbarung zum BEM.
Die Neuauflage berücksichtigt vor allem die neueste Recht-
sprechung des BAG und die zahlreichen neuen Entscheidun-
gen der Landesarbeitsgerichte. Die Mustertexte sind vollstän-
dig aktualisiert. Der durch die Neufassung des SGB IX ab 
1.1.2018 geltende Rechtsstand ist bereits vollständig berück-
sichtigt.

Schmidt, Bettina: Gestaltung und Durchführung des 
BEM. – 2. Aufl. – München: Beck, 2017. XVII, 232 S.  
ISBN 978-3-406-70136-8; € 53.–

Das betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM) ist vom 
Gesetzgeber als ein Instrument der betrieblichen Rehabilita tion 
mit dem § 84 Abs. 2 SGB IX eingeführt worden. Ein struktu-
riertes Verfahren kann im Rahmen von BEM zur Beseitigung 
der gesundheitsbedingten Störungen im Arbeitsverhältnis und 
zur Verringerung der Arbeitsunfähigkeitszeiten führen. 
Das Buch zeigt auf, in welchen Situationen des Arbeitslebens 
ein BEM-Verfahren sinnvoll oder sogar rechtlich geboten ist. 
Der Schwerpunkt des Bandes liegt auf der praktischen Um-
setzung des BEM, von der Entwicklung eines Ablaufplans bis 
hin zu einer Betriebsvereinbarung zum BEM.
Die Neuauflage berücksichtigt vor allem die neueste Recht-
sprechung des BAG und die zahlreichen neuen Entscheidun-
gen der Landesarbeitsgerichte. Die Mustertexte sind vollstän-
dig aktualisiert. Der durch die Neufassung des SGB IX ab 
1.1.2018 geltende Rechtsstand ist bereits vollständig berück-
sichtigt.

Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch. 
Hrsg. von Franz Jürgen Säcker und Roland Rixecker. –  
7. Aufl. – München: Beck.
Bd. 5/1: Schuldrecht - Besonderer Teil III/1. §§ 631 – 650v. 
Red.: Martin Henssler. – 2018. XXI, 467 S.  
ISBN 978-3-406-66544-8; € 99.-
Bd. 11: Internationales Privatrecht I, Europäisches Kolli-
sionsrecht, Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetz-
buche (Art. 1-26). Red.: Jan von Hein. – 2018. LIX, 2206 S. 
ISBN 978-3-406-66550-9; € 314.–
Bd. 12: Internationales Privatrecht II, Internationales 
Wirtschaftsrecht, Einführungsgesetz zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche (Art. 50-253). Red.: Jan von Hein. – 2018. 
LXI, 2788 S. ISBN 978-3-406-66551-6; € 324.–

Der Münchener Kommentar Bürgerliches Gesetzbuch ver-
steht sich als ein umfassendes Erläuterungswerk zum BGB  
für Praxis und Wissenschaft. Die 7. Auflage ist auf 12 Bände 
angelegt und umfasst jetzt nach Abschluss der Auflage ein-
schließlich der Teilbände 14 Bücher.

Der Band 5/1 erläutert erstmals das Werkvertragsrecht nach 
der Reform durch das Gesetz zur Reform des Bauvertrags-
rechts und zur Änderung der kaufrechtlichen Mängelhaftung. 
Das Buch beinhaltet neue Abschnitte zum Bauvertrag, zum 
Verbraucherbauvertrag, zum Architekten- und Ingenieurver-
trag sowie zum Bauträgervertrag. Die Autoren erläutern insbe-
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sondere die Neuerungen, die die derzeitige Vertragspraxis 
umfassend beeinflussen werden. 

Mit dem Erscheinen der Bände 11 und 12 zum Internationalen 
Privatrecht ist nunmehr das Standardwerk zum BGB und 
wichtigen Nebengesetzen in der 7. Auflage abgeschlossen.
Im Band 11 werden vorrangige europäische Verordnungen, 
zum Internationalen Eherecht, Lebenspartnerschaftsrecht, 
Unterhaltsrecht, Kindschaftsrecht, Erbrecht sowie zum Inter-
nationalen Privatrecht der Vormundschaft, Betreuung und 
Pflege erläutert.
Schwerpunkt des Bandes 12 sind die besonderen wirtschafts-
rechtlichen Teilgebiete des IPR. Erläutert werden u.a. die Rom 
I-VO und Rom II-VO. Darüber hinaus kommentieren die Auto-
ren das Internationale Immaterialgüterrecht, Kartell- und 
Wettbewerbsrecht, Lauterkeitsrecht, Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Insolvenzrecht und Finanzmarktrecht in eigenen 
Abschnitten.
Zudem wird der restliche Normbestand des EGBGB, soweit 
noch ein Anwendungsbereich bleibt, kommentiert.
Hierzu zählt vor allem das Internationale Sachenrecht mit einem 
Anhang zum Internationalen Enteignungsrecht.
Die Bände werden jeweils durch ein differenziertes Sachregis-
ter erschlossen.

Meißner, Markus und Matthias Schütrumpf: Vermögens-
abschöpfung. Praxisleitfaden zum neuen Recht. – Mün-
chen: Beck, 2018. XXII, 122 S. ISBN 978-3-406-72031-4;  
€ 39.–

Mit dem Gesetz zur Reform der strafrechtlichen Vermögens-
abschöpfung, das am 1. Juli 2017 in Kraft getreten ist, hat der 
Gesetzgeber die bisherige sprachliche Unterscheidung von 
Verfall und Einziehung aufgegeben und hat damit die materiel-
len Vorschriften und das Verfahrensrecht der strafrechtlichen 
Vermögensabschöpfung grundlegend geändert.

Behandelt werden das materielle Einziehungsrecht, die vor-
läufigen Sicherungsmaßnahmen und das neue Modell der 
Entschädigung von Verletzten. In einem eigenen Kapitel wer-
den die Auswirkungen der Neuregelungen auf Unternehmen 
aufgezeigt.
Zahlreiche Anwendungsbeispiele, Grafiken und Praxisemp-
fehlungen sowie die Gegenüberstellung von alter und neuer 
Rechtslage des StGB und der StPO runden den Leitfaden ab.

Münchener Prozessformularbuch. – 4. Aufl. –  
München: Beck. 
Bd. 4. Erbrecht. Hrsg. von Bernhard F. Klinger. – 2018. 
XXXVI, 1316 S. ISBN 978-3-406-70389-8; € 179.–

Der vierte Band des Münchener Prozessformularbuchs ent-
hält alle in der Praxis gebräuchlichen Muster zum Erbrecht für 
den forensisch tätigen Anwalt.
Der systematische Aufbau nach Anspruchsberechtigten er-
leichtert den schnellen Zugriff auf das einschlägige Muster. 
Die Anmerkungen zu den Formularen erläutern die zum Ver-
ständnis notwendigen verfahrens- und materiellrechtlichen 
Gesichtspunkte. 
Die Neuauflage enthält zahlreiche neue Entscheidungen, ins-
besondere die Neuerungen durch die Europäische Erbrechts-
verordnung sowie das Internationale Erbrechtsverfahrensge-
setz. Eingearbeitet wurden auch die Änderungen im 
Erbscheinsverfahren sowie das neue Kostenrecht für Gerichte 
und Notare (GNotKG). Neu aufgenommen wurden zwei For-
mulare zur Thematik der Haftung des Erben. 
Nach einer Registrierung mit dem beigefügten Zugangscode 
stehen alle Formulare zum Herunterladen und weiteren Bear-
beitung zur Verfügung. Das detaillierte Inhaltsverzeichnis und 
ein ausführliches Sachregister erschließen das Werk.
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